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Sehr geehrte Damen und Herren,

der Bundesrat hat in seiner 953. Sitzung am 10. Februar 2017 die aus der Anlage
ersichtlichen Direktzuleitungsbeschlüsse im Rahmen des politischen Dialogs mit
der Europäischen Kommission gefasst.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag von Frau Müller
Gabriele Nast
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Beschluss 
des Bundesrates 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 2006/112/EG und der Richtlinie 2009/132/EG in Bezug 
auf bestimmte mehrwertsteuerliche Pflichten für die Erbringung 
von Dienstleistungen und für Fernverkäufe von Gegenständen 

COM(2016) 757 final; Ratsdok. 14820/16 

Der Bundesrat hat in seiner 953. Sitzung am 10. Februar 2017 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen: 

1. Der Bundesrat begrüßt die Absicht der Kommission, die Mehrwertsteuer für 

den grenzüberschreitenden elektronischen Geschäftsverkehr zwischen Unter-

nehmern und Verbrauchern zu modernisieren. 

2. Er begrüßt auch die vorgesehene Aufhebung der Einfuhrumsatzsteuer-

befreiung für Kleinsendungen aus Drittstaaten. Diese Befreiung führt gegen-

wärtig zu einer Benachteiligung von in der EU ansässigen Unternehmern. 

3. Die mit dem Vorschlag verbundene Ausdehnung des Bestimmungsland-

prinzips bedarf hingegen einer sorgfältigen Prüfung. Dabei sind zum einen die 

Erleichterungen für die Unternehmer und zum anderen die möglichen 

Erschwernisse im Verwaltungsvollzug sorgfältig gegeneinander abzuwägen. 

Die Sicherung des dem Bestimmungsland zustehenden Mehrwertsteuer-

aufkommens würde erheblich erschwert. Die räumliche Trennung zwischen 

dem Unternehmer und dem Bestimmungsland als Steuergläubiger dürfte die 

Kontrolle der zutreffenden Besteuerung der Umsätze erheblich beein-

trächtigen. Eine Prüfung durch die Steuerverwaltung des Mitgliedstaats der 

Ansässigkeit ist nach Auffassung des Bundesrates ebenfalls nicht geeignet. 
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Der Bedienstete vor Ort hätte zwar einen besseren Zugang zu den prüfungs-

würdigen Sachverhalten. Die Umsetzung des für ihn fremden Rechts des 

Bestimmungslands würde aber insbesondere hinsichtlich der Befreiungs-

vorschriften und der Steuersätze sowie der damit verbundenen Abgren-

zungsfragen zu Problemen führen. Vor dem Hintergrund des in Artikel 402 

Absatz 1 der Richtlinie 2006/112/EG (sogenannte Mehrwertsteuersystem-

richtlinie) ausdrücklich formulierten Ziels des Ursprungslandprinzips lehnt der 

Bundesrat deshalb beim derzeitigen Stand der Harmonisierung und vor einer 

Entscheidung über das endgültige System eine Ausdehnung des Bestimmungs-

landprinzips ab. 

4. Der Bundesrat hat Bedenken, für das Führen von Aufzeichnungen die 

Vorschriften desjenigen Mitgliedstaats anzuwenden, in dem der leistende 

Unternehmer ansässig ist. Die in Deutschland geltenden Regelungen zur 

Führung von Aufzeichnungen dienen der Sicherung des Mehrwertsteuerauf-

kommens und sind Grundlage der Maßnahmen zur risikoorientierten Prüfung. 

Die Anwendung von je nach Ansässigkeitsstaat des Unternehmers unter-

schiedlichen Aufzeichnungspflichten kann zu einer strukturellen Ungleich-

behandlung gleicher Sachverhalte und gegebenenfalls zu einem strukturellen 

Vollzugsdefizit mit negativen Folgen für die Akzeptanz von Steuerfest-

setzungen durch inländische Unternehmer führen. 

5. Er bittet die Bundesregierung, in den anstehenden Verhandlungen auf euro-

päischer Ebene die vorstehenden Bedenken aufzugreifen. 

6. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission. 
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Beschluss 
des Bundesrates 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 2006/112/EG des Rates in Bezug auf die Mehrwert-
steuersätze für Bücher, Zeitungen und Zeitschriften 

COM(2016) 758 final; Ratsdok. 14823/16 

Der Bundesrat hat in seiner 953. Sitzung am 10. Februar 2017 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen: 

1. Der Bundesrat begrüßt die Initiative der Kommission, allen Mitgliedstaaten 

die Möglichkeit einzuräumen, die von ihnen derzeit auf Druckveröffent-

lichungen angewendeten ermäßigten Mehrwertsteuersätze auch auf elektro-

nische Veröffentlichungen anzuwenden. 

2. Die Anwendung derselben ermäßigten Mehrwertsteuersätze auf Print- und 

Online-Zeitungen und -Zeitschriften sowie auf Bücher und E-Books ist im 

Rahmen der konvergenten Medienwelt, die auf Inhalte und nicht mehr auf 

Verbreitungswege abstellt, ein wichtiges Anliegen zur Sicherung der 

Medienvielfalt. Die ermäßigte Besteuerung trägt wesentlich zur Information 

und zur selbständigen Meinungsbildung der Bürgerinnen und Bürger bei. 

Ihnen sind unterschiedliche Steuersätze bei gleichen Inhalten nicht zu ver-

mitteln. Die Verlage werden durch den verminderten Mehrwertsteuersatz in 

ihren Bemühungen für den digitalen Wandel wirtschaftlich entlastet. Der 

Bundesrat bittet deshalb die Kommission um zügige Verabschiedung der 

vorgeschlagenen Richtlinie. 
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3. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im weiteren Verfahren dafür Sorge 

zu tragen, dass die in Artikel 1 Nummer 3 des Richtlinienvorschlags (Anhang 

III Nummer 6) genannten Lieferungen auch in elektronischer Form künftig 

dem ermäßigten Steuersatz unterliegen. 

4. Das Vorhaben der Kommission, den Anwendungsbereich für stark ermäßigte 

oder Nullsteuersätze über die in Ziffer 1 genannten Leistungen hinaus zu ver-

größern, sieht der Bundesrat jedoch mit großer Sorge. Jede Differenzierung 

bei den Steuersätzen verkompliziert die Rechtsanwendung bereits bei Inland-

sumsätzen und ist schon deshalb grundsätzlich zu vermeiden. Bei grenzüber-

schreitenden Umsätzen gilt dies in verstärktem Maße. Auch vor dem Hinter-

grund, dass die Kommission beabsichtigt, vom Ziel des Ursprungslandprinzips 

abzurücken und zukünftig verstärkt dem Bestimmungslandprinzip den 

Vorrang einzuräumen, sollte einer weiteren Zersplitterung der Steuersätze 

entschieden entgegengetreten werden, um die Steuerverwaltungen der 

Mitgliedstaaten zu befähigen, die Umsätze der bei ihnen ansässigen 

Unternehmen unabhängig vom Ort der Leistung zu überprüfen. Die zur 

Umsetzung des Bestimmungslandprinzips erforderliche verstärkte Zusammen-

arbeit der Steuerverwaltungen der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der 

Mehrwertsteuer und die von der Kommission beabsichtigte Entlastung der 

Steuerpflichtigen setzen einfache und vor allem EU-weit einheitliche 

Regelungen - insbesondere hinsichtlich der Steuerbefreiungen und Steuersätze 

- voraus. 

5. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, in den anstehenden Verhandlungen 

auf europäischer Ebene die vorstehenden Bedenken aufzugreifen. 

6. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission. 
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Beschluss 
des Bundesrates 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 2006/112/EG über das gemeinsame Mehrwertsteuer-
system im Hinblick auf die befristete generelle Umkehrung der 
Steuerschuldnerschaft auf Lieferungen bestimmter Gegenstände 
und Dienstleistungen über einem bestimmten Schwellenwert 

COM(2016) 811 final; Ratsdok. 15817/16 

Der Bundesrat hat in seiner 953. Sitzung am 10. Februar 2017 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen: 

1. Der Bundesrat begrüßt die Initiative der Kommission zur Einführung einer 

generellen Umkehrung der Steuerschuldnerschaft (Reverse-Charge-Ver-

fahren). Ein generelles Reverse-Charge-Verfahren ist nicht nur als Maßnahme 

zur Bekämpfung des Mehrwertsteuerbetrugs (hier insbesondere mittels 

Karussellgeschäften) geeignet, sondern verhindert Steuerausfälle auch bei 

Sachverhalten, bei denen Unternehmer in der Umsatzkette nicht mehr 

zahlungsfähig sind, der Vorsteuerabzug aber nicht mehr rückgängig gemacht 

werden kann. 

2. Die schon heute zulässigen, allerdings auf einzelne Leistungen und Branchen 

beschränkten Reverse-Charge-Verfahren reichen zur Bekämpfung des Mehr-

wertsteuerbetrugs nicht aus. Die Täter können mit ihren Karussellgeschäften 

ohne weiteres auf nicht erfasste Leistungen und Branchen ausweichen. Sie 

führen zudem zu Rechtsunsicherheiten und Vollzugsproblemen wegen der 

zum Teil schwierigen Abgrenzung von unter die Sonderregel fallenden und 

von ihr nicht erfassten Umsätzen. Ein generelles Reverse-Charge-Verfahren 

hätte diese Nachteile nicht. 
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3. Der Vorschlag kann daher die Möglichkeiten der Mitgliedstaaten zur Be-

kämpfung des Mehrwertsteuerbetrugs erheblich erweitern, ohne dass vom 

Mehrwertsteuerbetrug weniger betroffene Mitgliedstaaten am generellen 

Reverse-Charge-Verfahren teilnehmen müssen. Dadurch fällt der mit der 

Änderung der Steuerschuldnerschaft verbundene Aufwand für die Steuer-

verwaltung und die Steuerpflichtigen nur in den Mitgliedstaaten an, die sich 

zur Teilnahme entschließen. Zugleich können durch die Erfahrungen der 

teilnehmenden Mitgliedstaaten wertvolle Erkenntnisse für die Entwicklung 

eines endgültigen Mehrwertsteuersystems gewonnen werden. 

4. Der Bundesrat hält eine Prüfung des vorgesehenen Schwellenwerts hin-

sichtlich der Höhe und des sachlichen Anknüpfungspunkts für notwendig, um 

die Praxistauglichkeit eines generellen Reverse-Charge-Verfahrens sicher-

stellen. Die vorgeschlagene Höhe des Schwellenwerts schließt eine Vielzahl 

von betrugsrelevanten Sachverhalten von der Anwendung des Reverse-

Charge-Verfahrens aus. 

5. Er gibt zu bedenken, dass angesichts der restriktiven Voraussetzungen der 

Kreis der für die Einführung einer generellen Umkehrung der Steuer-

schuldnerschaft in Betracht kommenden Mitgliedstaaten zu sehr beschränkt 

ist. Das vorgeschlagene Verfahren der Ermächtigung einzelner Mitgliedstaaten 

durch die Kommission dürfte die Umsetzung des Vorschlags durch einzelne 

Mitgliedstaaten nahezu sicher ausschließen. Die noch in Betracht kommenden 

Mitgliedstaaten müssten sich zudem zur Umsetzung des Vorschlags 

entschließen, obwohl sich die Kommission vorbehält, die Ermächtigung bei 

"beträchtlichen negativen Auswirkungen auf den Binnenmarkt" kurzfristig zu 

widerrufen. Mit dieser erheblichen Einschränkung kann der Nutzen der 

Umstellung nicht zuverlässig ermittelt werden. 

6. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, in den anstehenden Verhandlungen 

auf europäischer Ebene die vorstehenden Bedenken aufzugreifen. 

7. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission. 
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Beschluss 
des Bundesrates 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EU) Nr. 904/2010 des Rates über die Zusammen-
arbeit der Verwaltungsbehörden und die Betrugsbekämpfung auf 
dem Gebiet der Mehrwertsteuer 

COM(2016) 755 final; Ratsdok. 14822/16 

Der Bundesrat hat in seiner 953. Sitzung am 10. Februar 2017 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen: 

1. Der Bundesrat begrüßt die Absicht der Kommission, die Wettbewerbsfähig-

keit der Unternehmen, und hier insbesondere der KMU, durch eine Minimie-

rung der mehrwertsteuerlichen Pflichten im grenzüberschreitenden elektro-

nischen Geschäftsverkehr zu gewährleisten. 

2. Der Vorschlag ist Teil des Legislativpakets zur Modernisierung der Mehr-

wertsteuer für den grenzübergreifenden elektronischen Geschäftsverkehr 

zwischen Unternehmen sowie Verbraucherinnen und Verbrauchern (Business-

to-Consumer). Gegen dieses Legislativpaket bestehen grundsätzliche 

Bedenken; insoweit wird auf die entsprechende Stellungnahme des Bundes-

rates zum Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 

2006/112/EG und der Richtlinie 2009/132/EG in Bezug auf bestimmte 

mehrwertsteuerliche Pflichten für die Erbringung von Dienstleistungen und für 

Fernverkäufe von Gegenständen (BR-Drucksache 728/16) verwiesen. 

3. Die Notwendigkeit der Einrichtung eines automatischen Zugangs für die 

Kommission auf in den Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit dem Mini-

One-Stop-Shop (MOSS)-Verfahren gespeicherte Informationen vermag der 
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Bundesrat nicht zu erkennen. Die Begründung der Kommission, der Zugang 

sei für die Erhebung von statistischen Daten erforderlich, ist wenig über-

zeugend, da diese Daten bei Bedarf auch von den Mitgliedstaaten übermittelt 

werden könnten. Ein direkter Datenzugriff der Kommission ginge daher über 

das nötige Maß hinaus. Der Bundesrat sieht im Übrigen auch keinen Bedarf 

für einen direkten Datenzugriff, weil die Kommission im Besteuerungsver-

fahren keine Zuständigkeit besitzt.

4. Vor dem Hintergrund der Steueraufsicht und der Bekämpfung des Umsatz-

steuerbetrugs erscheint es dem Bundesrat nicht sinnvoll, dass behördliche 

Ermittlungen (Prüfungsmaßnahmen bei dem Unternehmer) grundsätzlich dem 

Mitgliedstaat der Identifizierung vorbehalten sind beziehungsweise weitest-

gehend dessen Zustimmung voraussetzen. Damit wäre die Sicherung des in-

ländischen Steueraufkommens von den Ermittlungen beziehungsweise Ge-

nehmigungen anderer Mitgliedstaaten abhängig. 

5. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, in den anstehenden Verhandlungen 

auf europäischer Ebene die vorstehenden Bedenken aufzugreifen. 

6. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission. 
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